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Der Kinderschutzbund (DKSB) – Für die Zukunft aller Kinder! 
Der Kinderschutzbund, gegründet 1953, ist mit 50.000 Mitgliedern in über 400 Ortsverbänden die größte 

Kinderschutzorganisation Deutschlands. Der DKSB setzt sich für die Interessen von Kindern sowie für 
Veränderungen in Politik und Gesellschaft ein. Schwerpunkte seiner Arbeit sind Kinderrechte, Kinder in Armut, 

Gewalt gegen Kinder sowie Kinder und Medien. 
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Stellungnahme des Kinderschutzbund Bundesverband e.V. 

zum Referentenentwurf zur Verbesserung des Schutzes von Opfern 

häuslicher Gewalt, zur Stärkung der Stellung des Kindes im Verfahren 

und zur Steigerung der Verfahrenseffizienz 

 

Der Kinderschutzbund begrüßt den vorliegenden Entwurf in großen Teilen und gibt im Folgenden an 

einigen Stellen Hinweise für weitere Verbesserungen. 

Rundum positiv wertet der Kinderschutzbund, dass der Entwurf die Rechte der Kinder im 

familiengerichtlichen Verfahren weiter ausbaut. In Sachen Gewaltschutz werden ebenfalls langjährige 

Forderungen des Kinderschutzbundes umgesetzt, und damit entsteht ein weiteres Element für einen 

verbesserten Kinderschutz. Hierzu mahnt der Kinderschutzbund aber an, dass es über das 

familiengerichtliche Verfahren hinaus ein Gesamtkonzept zum besseren Schutz vor häuslicher Gewalt 

braucht. Besonders entscheidend für gewaltbetroffene Kinder ist dabei, dass die Jugendämter und die 

freien Träger auskömmlich finanziert sind, ausreichend qualifiziertes Personal vorhanden ist und es 

verlässliche Strukturen und fachliche Standards gibt. Zudem betont der Kinderschutzbund, dass die 

Qualität der familiengerichtlichen Verfahren in besonderem Maße an der Qualität und den Kapazitäten 

der dort beteiligten Professionen hängt. Besondere Bedeutung kommt im familiengerichtlichen 

Verfahren dabei den Familienrichter*innen zu, denn sie leiten und steuern das Verfahren. Hier sieht der 

Kinderschutzbund weiterhin den dringenden Bedarf, eine echte Pflicht zur Fortbildung der Richterschaft 

vor Amtsantritt einzuführen. Eine solche Pflicht ist in diesem Entwurf leider nicht vorgesehen. 

Eigene Rechte der Kinder   

Der Kinderschutzbund begrüßt umfassend, dass die Rechte der Kinder im familiengerichtlichen 

Verfahren gestärkt werden.  

Insbesondere sollen nach § 9 FamFG-E Minderjährige, die älter als 14 Jahre sind (Ü14), künftig auch 

verfahrensfähig werden, wenn sie „eine Verfahrenshandlung ausüben oder erklären, ihre Rechte ohne 

Mitwirkung ihres gesetzlichen Vertreters wahrnehmen zu wollen“. Der Kinderschutzbund begrüßt, dass 

damit die Rechte von Kinder Ü14 - analog zum aktuell vorliegenden Entwurf des 

Kindschaftsmodernisierungsgesetzes (KiMoG) - ausdrücklich gestärkt werden. Gerade Jugendliche Ü14 

wissen sehr genau, was sie wollen und haben ein Recht ihren Willen auch in den sie betreffenden 

familiengerichtlichen Verfahren geltend zu machen. Auch aus entwicklungspsychologischer Sicht haben 

Jugendliche Ü14 regelmäßig die Kompetenz, selbstbestimmte Entscheidungen zu treffen. Gleichzeitig 

begrüßt der Kinderschutzbund ausdrücklich, dass durch die Formulierung keine unumstößliche Pflicht, 

sondern nur eine Option zur Partizipation entsteht. Denn die Jugendlichen werden erst in dem Moment 

verfahrensfähig, in dem sie ihre Rechte aktiv wahrnehmen. Damit wird auch das Recht der 

Jugendlichen, sich nicht beteiligen zu müssen, ausreichend gewahrt.  
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Auch das Rechtsmittel der Beschwerde soll nach § 60 FamFG-E Minderjährigen Ü14 künftig zustehen. 

Der Kinderschutzbund begrüßt auch diese Regelung aus gleichen Gründen. 

Für die Rechte von Kindern unter 14 Jahren (U14) werden insbesondere die 

Durchsetzungsmöglichkeiten der Kindesbefragungen gestärkt. Auch bei Kindern U14 ist es wichtig, dass 

ihr Wille gehört und für Entscheidungen beachtet wird. Dafür ist insbesondere der Verfahrensbeistand 

als Sprachrohr der Kinder Dreh- und Angelpunkt im Verfahren. Die Kindesbefragung durch den 

Verfahrensbeistand soll künftig durch den neuen § 158 d FamFG-E besser durchsetzbar werden. Der 

Kinderschutzbund begrüßt diese neue Möglichkeit. Nur wenn der Verfahrensbeistand mit dem Kind 

tatsächlich ein Gespräch führen kann, kann eine parteiische Interessenvertretung des Kindes ermöglicht 

werden. Das ist gerade für Kinder U14 besonders wichtig, um ihre Stimme und ihren Willen im 

Verfahren gut abzubilden. 

Die Vorschrift soll auch analog für Begutachtungen nach § 163 Abs. 3 FamFG-E gelten und wird auch 

hierfür vom Kinderschutzbund begrüßt. 

Nach § 161 FamFG-E werden Pflegepersonen künftig verpflichtend im familiengerichtlichen Verfahren 

hinzugezogen, wenn das Kind seit längerer Zeit in Familienpflege lebt. Bisher ist dies nur als Kann-

Regelung aufgeführt. Der Kinderschutzbund begrüßt auch diese Neuregelung, weil dadurch die 

täglichen Bezugspersonen der betroffenen Kinder stets beteiligt werden und somit ein besseres 

Gesamtbild der Wünsche und Nöte der Kinder ermittelt werden kann.  

Gewaltschutz 

Für einen verbesserten Gewaltschutz im familiengerichtlichen Verfahren wird eine Vielzahl an 

Anpassungen vorgenommen. In Summe sieht der Kinderschutzbund darin gute Schritte in die richtige 

Richtung für einen besseren Gewaltschutz im familiengerichtlichen Verfahren. Jedoch sollte nach 

Einschätzung des Kinderschutzbundes noch ein ausdrücklicher Regelfall der getrennten Anhörung bei 

Anhaltspunkten für häusliche Gewalt ergänzt werden.   

Vom Hinwirken auf Einvernehmen soll das Gericht bei „konkreten Anhaltspunkten häuslicher Gewalt“ 

nach § 156 Abs. 2 FamFG-E künftig „in der Regel“ absehen. Der Kinderschutzbund begrüßt diese 

Klarstellung für Fälle häuslicher Gewalt ausdrücklich. Grundsätzlich ist das Einvernehmen in 

familiengerichtlichen Verfahren meistens am vorteilhaftesten für die Kinder, da gemeinsame 

Kompromisse regelmäßig Konfliktpotenziale und weitere Verfahren reduzieren. Bei häuslicher Gewalt 

kann zwischen gewaltbetroffenem und gewaltausübendem Elternteil jedoch nicht davon ausgegangen 

werden, dass eine machtsymmetrische Kommunikation und Kooperation möglich ist. Durch diese 

asymmetrische Dynamik sind regelmäßig keine echten Kompromisse auf Augenhöhe mehr denkbar. 

Deshalb sollten die Gerichte nicht darauf hinwirken. Auch die Istanbul-Konvention folgt dieser Logik und 

sieht in Art. 48 das Verbot von verpflichtenden alternativen Streitbeilegungsverfahren, einschließlich 

Mediationen und Schlichtung bei häuslicher Gewalt vor. 

Zudem wird in § 156 a FamFG-E klargestellt, dass bei Anhaltspunkten für häusliche Gewalt in 

Kindschaftssachen, das Gericht eine erhöhte Amtsermittlungspflicht trifft. Den Anhaltspunkten muss 

danach frühzeitig nachgegangen werden. Wenn sich die Anhaltspunkte konkretisieren, müssen die 

daraus resultierenden Gefahren und Schutzbedarfe für das Kind und den gewaltbetroffenen Elternteil 

ermittelt, sowie erforderliche Maßnahmen durch das Gericht ergriffen werden. Der Kinderschutzbund 
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begrüßt diese Klarstellung. Es wird leider immer wieder aus der gerichtlichen Praxis berichtet, dass 

häusliche Gewalt im Rahmen von familiengerichtlichen Verfahren nicht ausreichend ermittelt oder 

beachtet wird. Der Kinderschutzbund hofft, dass sich diese problematische Praxis durch die 

ausdrückliche Klarstellung künftig erledigt. 

Der Kinderschutzbund regt darüber hinaus an, den § 156 a FamFG-E, um eine regelhafte Pflicht zur 

getrennten Anhörung bei Anhaltspunkten häuslicher Gewalt zu ergänzen. Grundsätzlich besteht auch 

heute schon die Möglichkeit, nach § 33 FamFG getrennt anzuhören, wenn „dies zum Schutz des 

anzuhörenden Beteiligten oder aus anderen Gründen erforderlich ist“. Leider scheint auch hier die 

gerichtliche Praxis sehr unterschiedlich in der Umsetzung vorzugehen. Der Kinderschutzbund regt im 

Sinne eines besseren Gewaltschutzes an, eine getrennte Anhörung bei Anhaltspunkten häuslicher 

Gewalt als Regelfall in § 156 a Abs. 2 FamFG-E zu ergänzen. 

 § 156 a FamFG-E: Verfahren bei häuslicher Gewalt  

(1) In Kindschaftssachen nach § 151 Nummer 1 bis 3 hat das Gericht Anhaltspunkten für 

häusliche Gewalt im Rahmen seiner Amtsermittlungspflicht frühzeitig nachzugehen. Bei 

konkreten Anhaltspunkten für häusliche Gewalt sind auch die daraus resultierenden 

Gefahren und Schutzbedarfe des Kindes sowie des von der Gewalt betroffenen Elternteils zu 

ermitteln und die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. 

(2) Bei konkreten Anhaltspunkten ist in der Regel die Erforderlichkeit einer getrennten 

Anhörung nach § 33 Abs. 2 S. 2 FamFG anzunehmen.  

Durch die vorgeschlagene Ergänzung wäre ausdrücklich sichergestellt, dass bei Anhaltspunkten 

häuslicher Gewalt regelmäßig für den gewaltbetroffenen Elternteil und das Kind kein – möglicherweise 

gefährliches und traumatisierendes – Zusammentreffen mit dem gewalttätigen Elternteil vor Gericht 

stattfindet. 

Zudem wird die Frage der örtlichen Zuständigkeit im familiengerichtlichen Verfahren angepasst. In den 

jeweiligen Verfahren werden Ausnahmetatbestände geschaffen, um bei möglicherweise vorliegender 

häuslicher Gewalt Rückschlüsse auf den Aufenthalt des gewaltbetroffenen Elternteils und des Kindes zu 

verhindern (Vgl. §§ 152, 170, 211, 232 FamFG-E). Soweit ein Gewaltschutzverfahren anhängig ist, eine 

Gewaltschutzanordnung besteht, in den letzten sechs Monaten eine polizeiliches Kontaktverbot oder 

eine polizeiliche Wegweisung angeordnet wurde oder der gewaltbetroffene Elternteil sich mit dem Kind 

in einem Frauenhaus oder einer ähnlichen Schutzeinrichtung aufhält, kann künftig auch das Gericht am 

früheren gewöhnlichen Aufenthaltsort des Kindes gewählt werden. Damit soll verhindert werden, dass 

in solchen Fällen der aktuelle Aufenthaltsort des Kindes und des gewaltbetroffenen Elternteils durch das 

familiengerichtliche Verfahren preisgegeben wird. Der Kinderschutzbund begrüßt diese Regelung als 

wichtiges Puzzleteil im besseren Opferschutz. Dass der ehemalige Wohnort herangezogen werden kann, 

schätzt der Kinderschutzbund als pragmatische Lösung ein. Darüber hinaus sollte für ähnlich gelagerte 

Fälle auch die Zuständigkeit des Jugendamtes ausdrücklich so geregelt werden, dass hierdurch keine 

Rückschlüsse auf den neuen Wohnort des Kindes ermöglicht werden. Insgesamt braucht es weitere 

Bemühungen und eine vollumfängliche Gesamtstrategie zum besseren Opferschutz.  

Erstmalig wird zudem der Inhalt für Gewaltschutzanträge nach § 211 a FamFG-E in einer Soll-Vorschrift 

definiert. Der Kinderschutzbund begrüßt insbesondere, dass künftig schon aus den Anträgen immer 

ersichtlich werden soll, ob Kinder mitbetroffen sind. Für die Praxis bietet das die Basis dafür, die 
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Jugendämter früh und systematisch einzubeziehen und wo nötig einen zeitnahen Kinderschutz zu 

gewährleisten. 

Insgesamt wird die Kommunikation und die Informationsweitergabe der Familiengerichte an das 

Jugendamt gestärkt. Das Jugendamt erhält nach § 212 FamFG-E die Option, sich als Kann-Beteiligter an 

Gewaltschutzverfahren zu beteiligen, wenn ein Kind Beteiligter ist oder mit im Haushalt lebt. Das heißt 

auch, dass das Jugendamt automatisch alle Informationen erhält, sobald ein Gewaltschutzverfahren mit 

Bezug zu Kindern eröffnet wird. Für Entscheidungen in Gewaltschutzsachen wird in § 216 a FamFG-E 

auch eine Mitteilungspflicht an das Jugendamt eingeführt. Damit wird das Jugendamt auch über den 

Verfahrensausgang und die Inhalte informiert, wenn es sich gegen eine Beteiligung am Verfahren 

entschieden hat. Zudem muss das Familiengericht künftig auch bei Vollstreckungen von 

Gewaltschutzsachen nach § 96 Abs. 2 FamFG-E sowie zu Ordnungsmitteln gegen die Eltern nach § 88 

FamFG-E, das Jugendamt informieren. Der Kinderschutzbund begrüßt all diese Pflichten zur 

Informationsweitergabe der Familiengerichte gegenüber dem Jugendamt. Teilweise werden die 

Jugendämter vor Ort auch heute schon entsprechend von den Gerichten informiert. Eine ausdrückliche 

Pflicht zur Information weitet diese guten Praxisbeispiele aber bundesweit aus. Der Kinderschutzbund 

mahnt jedoch an, dass die Jugendämter eine entsprechende Ausstattung, fachliches Wissen sowie 

angemessene personelle und zeitliche Kapazitäten benötigen, alle diese bei Ihnen eingehenden 

Informationen zu prüfen, zu verarbeiten und sich – soweit sinnvoll – zu beteiligen.  

Familienrichter*innen und GVG 

Der Kinderschutzbund begrüßt, dass der Fortbildungskatalog für Familienrichter*innen nun auch um 

die Punkte „Gewaltschutzrecht“ und „Dynamiken und Auswirkungen häuslicher Gewalt“ ergänzt 

wurde. Kenntnisse in beiden Bereichen sind essenziell, um die Familienrichterschaft in Fällen häuslicher 

Gewalt gut aus- und fortzubilden. Der Kinderschutzbund regt an, die beiden Ergänzungen analog auch 

bei der Eignung der Verfahrensbeistände in § 158 b FamFG zu ergänzen.  

Der Kinderschutzbund fordert zudem eine echte Fortbildungspflicht für die Familienrichterschaft. Die in 

§ 23 b Abs. 3 S. 2 GVG weiterhin vorgesehene Soll-Regelung reicht nicht zur Sicherung der Qualität im 

familiengerichtlichen Verfahren. Familiengerichtliche Verfahren sind hoch komplex, haben massive 

Auswirkungen auf Kinder und Erwachsene und brauchen eine Richterschaft mit besonders hohem Maß 

an psychologischem Wissen und Einfühlungsvermögen. All das wird in der regulären juristischen 

Ausbildung nicht gelehrt. Und auch das Familienrecht, das Kinder- und Jugendhilferecht und das 

Gewaltschutzrecht findet in der juristischen Ausbildung weiterhin kaum Raum. Daher muss 

bundesgesetzlich sichergestellt werden, dass die komplette Familienrichterschaft umfassend geschult 

ist. Der Kinderschutzbund fordert daher, die Kann-Regelung in § 23 b Abs. 3 S. 2 GVG in eine Muss-

Regelung zu ändern. 

Außerdem müssen die Kenntnisse für neue Familienrichter*innen zwingend vor Antritt der 

Richterstelle erlangt und dann im weiteren Verlauf immer wieder aufgefrischt und nachgeschult 

werden. Der Kinderschutzbund fordert, die Einschränkung in § 23 b Abs. 3 S. 3 GVG, dass Richter den 

Erwerb der Kenntnisse nach der Zuweisung auch noch „alsbald nachholen“ können, zu streichen. Denn 

dieser Zusatz bedeutet de facto, dass erste Fälle schon ohne die notwendigen Schulungen bearbeitet 

werden können.  


